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3. Instanz

Datum -

Die Berufung der KlÃ¤gerin gegen das Urteil des Sozialgerichts Kiel vom 19.
November 2001 wird zurÃ¼ckgewiesen. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind auch im
Berufungsverfahren nicht zu erstatten. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Die Beteiligten streiten darÃ¼ber, ob die KlÃ¤gerin fÃ¼r den â�� gesamten â��
Zeitraum einer medizinischen MaÃ�nahme zur Rehabilitation Anspruch auf die
Erstattung der Kosten fÃ¼r eine selbst beschaffte Hauhaltshilfe hat.

Die Beklagte gewÃ¤hrte der KlÃ¤gerin (nachdem diese zuvor eine im November
1998 begonnene HeilbehandlungsmaÃ�nahme wegen einer Erkrankung ihrer
Tochter A , geb. 1995, hatte abbrechen mÃ¼ssen) mit Bescheid vom 4. Dezember
1998 erneut eine stationÃ¤re Heilbehandlung in der Rheumaklinik Bad B. Am 7.
Dezember 1998 teilte die KlÃ¤gerin telefonisch mit, dass sie die
HeilbehandlungsmaÃ�nahme frÃ¼hestens Ende Februar/Anfang MÃ¤rz antreten
kÃ¶nne, da es ihrer Tochter gesundheitlich noch sehr schlecht gehe. AuÃ�erdem
bat sie um Ã�bersendung eines Antrages auf GewÃ¤hrung einer Haushaltshilfe, da
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sie ihre Tochter wÃ¤hrend der Heilbehandlung bei einer Freundin unterbringen und
nicht, wie vorgesehen, in die Klinik mitnehmen werde.

WÃ¤hrend der vom 10. bis 31. MÃ¤rz 1999 durchgefÃ¼hrten Reha-MaÃ�nahme
brachte die KlÃ¤gerin ihre Tochter bei Frau U W in R unter und entrichtete hierfÃ¼r
einen Gesamtbetrag von 1.560,00 DM auf der Basis eines Stundenlohnes von 13,00
DM.

Mit dem am 12. April 1999 eingegangenen fÃ¶rmlichen Antrag machte sie bei der
Beklagten die Erstattung dieses Betrages geltend. Sie gab dazu an, ihr Ehemann sei
zu Beginn ihrer Kur auf Montage gewesen. Ab 15. MÃ¤rz sei dann Kurzarbeit
angemeldet gewesen. Ihr Mann habe aus finanziellen GrÃ¼nden Urlaub nehmen
mÃ¼ssen und habe dann zur Aufbesserung der finanziellen Lage bei seiner Mutter
den Hof gepflastert. Auf Grund dessen habe er sich nicht um die gemeinsame
Tochter kÃ¼mmern kÃ¶nnen.

Die Beklagte holte eine Auskunft der Firma D und Wa Ã¼ber die Arbeitszeiten und
das Bruttoentgelt des Ehemannes der KlÃ¤gerin im Zeitraum vom 10. bis 31. MÃ¤rz
1999 ein (danach bescheinigt: 24,5 Arbeitsstunden in der Zeit vom 10. bis 12.
MÃ¤rz 1999, danach tariflicher Urlaub).

Mit Bescheid vom 25. August 1999 gewÃ¤hrte sie der KlÃ¤gerin Kostenerstattung
fÃ¼r die Aufwendungen fÃ¼r eine Haushaltshilfe im Zeitraum vom 10. bis 12.
MÃ¤rz 1999 in HÃ¶he von 312,00 DM (3 Arbeitstage = 24 Stunden Ã� 13,00 DM).
FÃ¼r die Zeit ab dem 13. MÃ¤rz 1999 kÃ¶nne eine Erstattung fÃ¼r die
Haushaltshilfe wegen des bezahlten Urlaubes des Ehemannes der KlÃ¤gerin nicht
erfolgen. Das Hofpflastern bei der Schwiegermutter kÃ¶nne nicht zu Lasten der
Beklagten gehen.

Mit ihrem Widerspruch trug die KlÃ¤gerin im Wesentlichen vor: UrsprÃ¼nglich habe
ihr Ehemann wÃ¤hrend des gesamten Zeitraums der Kur arbeiten wollen. Am
Freitag, 12. MÃ¤rz 1999, habe er jedoch von seinem Arbeitgeber die Mitteilung
erhalten, dass aus GrÃ¼nden von Arbeitsmangel Kurzarbeit geleistet werden
mÃ¼sse. Da sie sich dies aus finanziellen GrÃ¼nden nicht hÃ¤tten leisten kÃ¶nnen,
habe ihr Ehemann mit seinem Arbeitgeber vereinbart, dass er die Kurzarbeitsphase
durch 3 Wochen Urlaub Ã¼berbrÃ¼cken wolle. Diesen Urlaub habe er am 15. MÃ¤rz
1999 angetreten. Er sei auch teilweise zu Hause gewesen, habe aber stÃ¤ndig
Kontakt mit seinem Arbeitgeber gehabt, um festzustellen, ob noch Kurzarbeit
gemacht wÃ¼rde oder ob er wieder arbeiten kÃ¶nne. Es sei nicht absehbar
gewesen, wie lange die Kurzarbeit andauern werde, deshalb habe er unmÃ¶glich
seine Tochter von Frau W aus R zurÃ¼ckholen und sie selbst betreuen kÃ¶nnen.
Abgesehen von der bestehenden vertraglichen Abmachung mit Frau W â�� eine
Betreuung der Tochter Ã¼ber die gesamte Dauer der Kur sei fest vereinbart
gewesen â�� wÃ¤re ein Hin- und Herbringen fÃ¼r die Tochter auch Ã¤uÃ�erst
ungÃ¼nstig gewesen und habe vermieden werden mÃ¼ssen. Insoweit sei an die
gesundheitliche BeeintrÃ¤chtigung der Tochter erinnert, wegen derer sie ihre
frÃ¼here Kur habe abbrechen mÃ¼ssen. Im Ã�brigen sei ihr Ehemann auch nicht
dazu in der Lage gewesen, die Tochter allein zu betreuen, da die Betreuung bisher
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stets von ihr wahrgenommen worden sei. Demzufolge hÃ¤tte er noch eine
anderweitige Hilfe organisieren mÃ¼ssen. Die Entscheidung, die bereits seit
lÃ¤ngerer Zeit anstehenden Hofpflasterarbeiten auf dem Hof seiner Mutter
durchzufÃ¼hren, habe er spontan getroffen. Ein fÃ¶rmlicher Vertrag hierÃ¼ber sei
nicht geschlossen worden. Die Pflasterung sei im Rahmen der Familienhilfe erfolgt;
eine VergÃ¼tung sei nicht gezahlt worden. Ihre Schwiegermutter sei eine Rentnerin
mit geringem Einkommen.

Die Beklagte wies den Widerspruch durch Widerspruchsbescheid vom 14. Januar
2000 zurÃ¼ck. GemÃ¤Ã� Â§ 29 Sozialgesetzbuch (SGB) Sechstes Buch (VI) kÃ¶nne
Haushaltshilfe erbracht werden, wenn Versicherte wegen der medizinischen,
berufsfÃ¶rdernden oder sonstigen Leistungen auÃ�erhalb des eigenen Haushaltes
untergebracht seien und ihnen deshalb die WeiterfÃ¼hrung des Haushaltes nicht
mÃ¶glich sei, eine andere im Haushalt lebende Person den Haushalt nicht
weiterfÃ¼hren kÃ¶nne und im Haushalt ein Kind lebe, das bei Beginn der
Haushaltshilfe das 12. Lebensjahr noch nicht vollendet habe oder das behindert
oder auf Hilfe angewiesen sei. Im Falle der KlÃ¤gerin hÃ¤tte der Kindesvater, der
mit ihr zusammen im selben Haushalt lebe und zu dem fraglichen Zeitpunkt Urlaub
gehabt habe, den Haushalt fortfÃ¼hren kÃ¶nnen. Insbesondere sei dem Ehemann
der KlÃ¤gerin durch die Abwesenheit der KlÃ¤gerin anlÃ¤sslich der stationÃ¤ren
Heilbehandlung kein finanzieller Nachteil entstanden. Vielmehr hÃ¤tte er auch
unabhÃ¤ngig von der Heilbehandlung der KlÃ¤gerin seinen tariflichen Urlaub in
Anspruch genommen. WÃ¤hrend des Urlaubes hÃ¤tte er die Erziehung seines
Kindes, unabhÃ¤ngig von einer mÃ¶glichen spontanen Beendigung bei "normaler
Arbeitslage", gewÃ¤hrleisten kÃ¶nnen und nach den Vorschriften des
BÃ¼rgerlichen Gesetzbuches, wonach in erster Linie die Eltern die elterliche Sorge
fÃ¼r ihre Kinder hÃ¤tten, auch gewÃ¤hrleisten mÃ¼ssen. Das Risiko, dass ihr
Ehemann den eigenen Angaben zufolge nicht dazu in der Lage gewesen sei, sein
vierjÃ¤hriges Kind zu erziehen, kÃ¶nne nach Auffassung des
Widerspruchsausschusses nicht der Versichertengemeinschaft angelastet werden.
DarÃ¼ber hinaus hÃ¤tte der Ehemann der KlÃ¤gerin die gemeinsame Tochter auch
fÃ¼r die Zeit der Pflasterarbeiten mit zu seiner Mutter nehmen kÃ¶nnen. Diese
hÃ¤tte sich dem Grundsatz "Treu und Glauben" entsprechend als Gegenleistung
fÃ¼r die Pflasterarbeiten verpflichtet fÃ¼hlen mÃ¼ssen, wÃ¤hrend dieser Arbeiten
ihre Enkelin zu beaufsichtigen. Die Tatsache, dass sich ihr Ehemann mit den
Pflasterarbeiten beschÃ¤ftigt habe, sei eindeutig seiner privaten SphÃ¤re
zuzuordnen und kÃ¶nne ebenfalls nicht zu Lasten des TrÃ¤gers der gesetzlichen
Rentenversicherung gehen. In diesem Zusammenhang sei auch darauf hinzuweisen,
dass im Schreiben vom 11. Juni 1999 mitgeteilt worden sei, die Pflasterarbeiten
seien "zur Aufbesserung der finanziellen Lage" durchgefÃ¼hrt worden, wÃ¤hrend
mit Schreiben vom 1. November 1999 mitgeteilt werde, eine VergÃ¼tung sei fÃ¼r
die Pflasterung nicht gezahlt worden.

Zur BegrÃ¼ndung ihrer hiergegen am 1. Februar 2000 beim Sozialgericht Kiel
erhobenen Klage hat die KlÃ¤gerin ihr bisheriges Vorbringen wiederholt und
ergÃ¤nzend vorgetragen: Die Beklagte verkenne, dass es hinsichtlich des
Tatbestandsmerkmals "WeiterfÃ¼hrung des Haushalts" ausschlieÃ�lich auf die
VerhÃ¤ltnisse vor der Reha-MaÃ�nahme ankomme, nicht hingegen auf spÃ¤tere
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VerÃ¤nderungen (unter Hinweis auf Bundessozialgericht â�� BSG -, Urteil vom 1.
Juli 1997 â�� 2 RU 34/96 -). Das BSG habe fÃ¼r den Bereich der gesetzlichen
Krankenversicherung und den Bereich der gesetzlichen Unfallversicherung
entschieden, dass die Mitglieder des Haushalts diejenige berufliche Rolle
beibehalten kÃ¶nnten, die sie vor Beginn der Heilbehandlung oder Berufshilfe
innegehabt hÃ¤tten (unter Hinweis auf BSGE 43, 170, 171/172). Nach der
genannten Entscheidung des BSG aus dem Jahre 1997 schlieÃ�e die MÃ¶glichkeit
eines anderen Haushaltsmitgliedes, einen bezahlten oder unbezahlten Urlaub zu
nehmen, um sodann fÃ¼r die Zeiten der Reha-MaÃ�nahme den Haushalt fÃ¼hren
zu kÃ¶nnen, den Anspruch auf Haushaltshilfe nicht aus. Gleiches mÃ¼sse auch
fÃ¼r den Bereich der gesetzlichen Rentenversicherung gelten. Stelle man hier auf
die VerhÃ¤ltnisse unmittelbar vor Beginn der Reha-MaÃ�nahme ab, so sei ihr
Ehemann auf Grund auswÃ¤rtiger BeschÃ¤ftigung eben gerade nicht zur
WeiterfÃ¼hrung des Haushaltes in der Lage gewesen. Die VerÃ¤nderung, nÃ¤mlich
der Urlaub, sei erst nach Beginn der Reha-MaÃ�nahme und der bereits
anderweitigen Unterbringung der Tochter eingetreten.

Die KlÃ¤gerin hat beantragt,

den Bescheid der Beklagten vom 25. August 1999 in der Fassung des
Widerspruchsbescheides vom 14. Januar 2000 abzuÃ¤ndern und die Beklagte zu
verurteilen, ihr Ã¼ber die 312,00 DM hinaus 1.248,00 DM zu erstatten.

Die Beklagte hat beantragt,

die Klage abzuweisen.

Sie hat sich auf die angefochtenen Bescheide bezogen und ergÃ¤nzend
vorgetragen: Der Sachverhalt des von der KlÃ¤gerin zitierten Urteils des BSG aus
dem Jahre 1997 passe insofern nicht auf den vorliegenden Fall, als die Verlobte des
dortigen KlÃ¤gers unbezahlten Urlaub genommen und damit einen finanziellen
Nachteil erlitten habe. In derartigen FÃ¤llen werde auch von ihr, der Beklagten, eine
Haushaltshilfe gewÃ¤hrt, wenn die im Haushalt lebende Person tatsÃ¤chlich den
Haushalt fortfÃ¼hre. Dies gelte hingegen nicht fÃ¼r den tariflich bezahlten Urlaub,
den der Ehemann der KlÃ¤gerin in Anspruch genommen habe. WÃ¤hrend eines
tariflich bezahlten Urlaubes kÃ¶nne die FortfÃ¼hrung des Haushaltes durch den
Ehemann der KlÃ¤gerin ebenso wie an arbeitsfreien Tagen erwartet werden. Das
gelte ihrer Auffassung nach auch fÃ¼r die Tage der Kurzarbeit.

Das Sozialgericht hat die Klage durch Urteil vom 19. November 2001 abgewiesen. In
den EntscheidungsgrÃ¼nden ist im Wesentlichen ausgefÃ¼hrt: Entgegen der
Auffassung der KlÃ¤gerin sei ihr Ehemann wÃ¤hrend der Zeit vom 13. bis zum 31.
MÃ¤rz 1999 zur WeiterfÃ¼hrung des Haushalts in der Lage gewesen. Dies wÃ¤re
nur dann ausgeschlossen, wenn ihm dies in billiger Weise nicht zumutbar gewesen
wÃ¤re. So sei ein Mitglied des Haushaltes an arbeitsfreien Tagen grundsÃ¤tzlich
nicht gehindert, den Haushalt weiterzufÃ¼hren, wenn nicht besondere, von der
Norm abweichende GrÃ¼nde vorlÃ¤gen. Bei einem Ehegatten sei Unzumutbarkeit
der HaushaltsfÃ¼hrung dann gegeben, wenn er hierzu aus gesundheitlichen oder
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beruflichen GrÃ¼nden nicht in der Lage sei. Haushaltshilfe kÃ¶nne nicht mit der
BegrÃ¼ndung versagt werden, Haushaltsmitglieder hÃ¤tten sich von ihrer
BerufstÃ¤tigkeit, Berufs- oder Schulausbildung beurlauben lassen kÃ¶nnen (BSGE
43, 170). Ein Anspruch bestehe auch, wenn die den Haushalt weiterfÃ¼hrende
Person unbezahlten Urlaub nehmen mÃ¼sste. Entscheidend seien immer die
tatsÃ¤chlichen UmstÃ¤nde, nicht die rechtlichen Verpflichtungen dritter Personen.
Auch aus dem von der KlÃ¤gerin zitierten Urteil des BSG aus dem Jahre 1997 sei
nicht abzuleiten, dass es auch fÃ¼r die Voraussetzung, dass eine andere im
Haushalt lebende Person den Haushalt nicht weiterfÃ¼hren kÃ¶nne, auf die
VerhÃ¤ltnisse zu Beginn der Reha-MaÃ�nahme ankÃ¤me. Ausschlagend seien
insoweit allein die tatsÃ¤chlichen VerhÃ¤ltnisse, die es vorliegend dem Ehemann
der KlÃ¤gerin ab dem 13. MÃ¤rz 1999 ermÃ¶glicht hÃ¤tten, den Haushalt
weiterzufÃ¼hren. Die vertragliche Verpflichtung der Bekannten, Frau W , sei nach
dem Gesetzeswortlaut unbeachtlich. Die behauptete UnfÃ¤higkeit des Ehemannes
der KlÃ¤gerin zur Pflege des Kindes stelle ebenfalls keinen besonderen, von der
Norm abweichenden Grund dar, der der WeiterfÃ¼hrung des Haushalts durch ihn
entgegengestanden hÃ¤tte. Denn ebenso wie die Ehefrau mÃ¼sse grundsÃ¤tzlich
auch der Ehemann in der Lage sein, den Haushalt im Falle einer lÃ¤ngeren
Abwesenheit des jeweils anderen Ehepartners zu fÃ¼hren. Der Umstand, dass
bestimmte Arbeiten im Haushalt MÃ¤nnern vielfach nicht leicht von Hand gingen,
rechtfertige nicht die Annahme, der Ehemann der KlÃ¤gerin sei nicht in der Lage
gewesen, den Haushalt weiterzufÃ¼hren. Der dabei fÃ¼r ihn mÃ¶glicherweise
etwas grÃ¶Ã�ere Aufwand sei ihm ggf. unter Verzicht auf seine Freizeit zuzumuten.
Die Kammer schlieÃ�e sich insoweit der Rechtsauffassung des BSG (SozR 2200, Â§
185b Nr. 2, S. 6) an. Auch die Pflasterarbeiten bei der Schwiegermutter fÃ¼hrten zu
keinem anderen Ergebnis. Es wÃ¤re dem Ehemann der KlÃ¤gerin zuzumuten
gewesen, diese Pflasterarbeiten in Einklang mit der Betreuung der Tochter zu
erbringen. Eine vertragliche Verpflichtung zur DurchfÃ¼hrung dieser Arbeiten habe
zudem nicht bestanden. SchlieÃ�lich Ã¤ndere auch die MÃ¶glichkeit der
jederzeitigen Beendigung der Kurzarbeit nichts an der Tatsache, dass der Ehemann
der KlÃ¤gerin in dem genannten Zeitraum Urlaub und damit Zeit fÃ¼r die
WeiterfÃ¼hrung des Haushaltes gehabt habe.

Gegen das ihr am 23. Januar 2002 zugestellte Urteil richtet sich die am 30. Januar
2002 eingegangene Berufung der KlÃ¤gerin. Sie beruft sich erneut auf die
Entscheidung des BSG vom 1. Juli 1997. Im Ã�brigen gehe das Urteil des
Sozialgerichts an der Lebenswirklichkeit vorbei. Sie habe Vorsorge fÃ¼r die
Betreuung ihrer Tochter treffen mÃ¼ssen. Ihr Ehemann sei berufstÃ¤tig gewesen,
und es habe zu dem Zeitpunkt der vertraglichen Absprache mit der
Betreuungsperson von ihr nicht berÃ¼cksichtigt werden kÃ¶nnen, dass der
Arbeitgeber ihres Ehemannes plÃ¶tzlich und fÃ¼r sie unvorhersehbar Kurzarbeit
anordne und ihr Ehemann aus diesem Grunde gezwungen sein wÃ¼rde, Urlaub zu
nehmen. Nach dem Sinn und Zweck der Vorschriften Ã¼ber die Haushaltshilfe und
auch nach der einschlÃ¤gigen Rechtsprechung des BSG seien die VerhÃ¤ltnisse
unmittelbar zu Beginn der Reha-MaÃ�nahme maÃ�gebend.

Die KlÃ¤gerin beantragt,
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das Urteil des Sozialgerichts Kiel vom 19. November 2001 aufzuheben und den
Bescheid der Beklagten vom 25. August 1999 in der Fassung des
Widerspruchsbescheides vom 14. Januar 2000 abzuÃ¤ndern und die Beklagte zu
verurteilen, ihr Ã¼ber die bereits gewÃ¤hrte Kostenerstattung hinaus einen Betrag
in HÃ¶he von 638,09 EUR (1.248,00 DM) zu erstatten.

Die Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Sie schlieÃ�t sich den EntscheidungsgrÃ¼nden des angefochtenen Urteils an.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sachverhalts wird auf die Gerichtsakte und die
VerwaltungsvorgÃ¤nge der Beklagten â�� Bezug genommen. Diese VorgÃ¤nge sind
Gegen- stand auch der mÃ¼ndlichen Verhandlung gewesen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die angesichts eines Beschwerdewertes von mehr als 500 EUR statthafte (Â§ 143
Sozialgerichtsgesetz â�� SGG) und fristgerecht (Â§ 151 Abs. 1 SGG) eingelegte
Berufung ist unbegrÃ¼ndet.

Das Sozialgericht hat die rechtlichen Grundlagen fÃ¼r die GewÃ¤hrung von
Haushaltshilfe (Â§ 29 SGB VI, der hier weiter anzuwenden ist, vgl. Â§ 301 Abs. 1
Satz 1 SGB VI) in der angefochtenen Entscheidung zutreffend wiedergegeben und
sich auch mit wesentlichen Entscheidungen des BSG zur Frage der GewÃ¤hrung
einer Haushaltshilfe zutreffend auseinandergesetzt, die zwar Ã¼berwiegend zu Â§
185 b RVO (heute Â§ 38 SGB V) ergangen sind, der aber im Wesentlichen
inhaltsgleich mit Â§ 29 SGB VI (heute: Â§ 54 SGB IX) fÃ¼r den Bereich der
gesetzlichen Krankenversicherung den Anspruch auf Haushaltshilfe regelt. Insoweit
nimmt der Senat auf die EntscheidungsgrÃ¼nde des erstinstanzlichen Urteils Bezug
(Â§ 153 Abs. 2 SGG).

Insbesondere hat das Sozialgericht aus den zitierten Entscheidungen zu Recht
abgeleitet, dass es fÃ¼r die Beantwortung der Frage, ob "eine andere im Haushalt
lebende Person den Haushalt nicht weiterfÃ¼hren kann" (Â§ 29 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2
SGB VI) nur auf die tatsÃ¤chlichen VerhÃ¤ltnisse, nicht hingegen auf andere
GestaltungsmÃ¶glichkeiten bzw. rechtliche Verpflichtungen ankommt. So hat das
BSG fÃ¼r den im Haushalt der wegen eines Krankenhausaufenthaltes abwesenden
Versicherten lebenden berufstÃ¤tigen Ehemann angenommen, dass dieser nicht
darauf verwiesen werden kÃ¶nne, bezahlten oder unbezahlten Urlaub zu nehmen,
um den gemeinsamen Haushalt weiterfÃ¼hren zu kÃ¶nnen (BSG, Urt. v. 28. Januar
1977 â�� 5 RKn 32/76 â�� SozR 2200 Â§ 185 b RVO Nr. 1). In einem Fall, in dem der
Ehemann der Versicherten wÃ¤hrend der MaÃ�nahmedauer zum Teil tariflichen
Urlaub hatte, hat das BSG dagegen ausgefÃ¼hrt, der Ehemann sei unter
BerÃ¼cksichtigung der GesamtumstÃ¤nde durchaus in der Lage gewesen,
wÃ¤hrend seines Tarifurlaubs und der Ã¼brigen arbeitsfreien Tage den Haushalt
selbst weiterzufÃ¼hren (Urt. v. 30. MÃ¤rz 1977 â�� 5 RKn 20/76 â�� SozR 2200 Â§
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185 b RVO Nr. 2; speziell fÃ¼r Wochenenden: Urt. v. 13. Juli 1977 â�� 3 RK 99/76
â�� a.a.O. Nr. 3). Etwas anderes gelte in solchen FÃ¤llen nur dann, wenn
besondere, von der Norm abweichende GrÃ¼nde die WeiterfÃ¼hrung des
Haushaltes ausnahmsweise verhinderten. In einer Entscheidung vom 7. November
2000 â�� B 1 KR 15/99 R â�� (SozR 3-2500 Â§ 38 SGB V Nr. 3) hat das BSG die
Ã¤ltere Rechtsprechung zu der Frage der WeiterfÃ¼hrung des Haushaltes durch
den im Haushalt lebenden Ehegatten/Lebenspartner nochmals zusammengefasst
und dazu ausgefÃ¼hrt, ob der Entscheidung, wonach unbezahlter Urlaub des
Ehemannes der Versicherten der GewÃ¤hrung von Haushaltshilfe nicht
entgegenstehe, eine bewusste Abgrenzung von der anders lautenden Bewertung
der Zumutbarkeit wÃ¤hrend eines tatsÃ¤chlich genommenen Tarifurlaubs oder die
Zustimmung zu den hiergegen in der Literatur erhobenen Bedenken zugrunde liege,
sei den GrÃ¼nden der einschlÃ¤gigen Urteile nicht zu entnehmen. Der Fall der
KlÃ¤gerin biete keinen Anlass, hierzu oder zur mÃ¶glichen Differenzierung zwischen
bezahltem oder unbezahltem Urlaub abschlieÃ�end Stellung zu beziehen;
festzuhalten bleibe lediglich, dass die bisherige Entscheidungspraxis nicht auf die
schlichte Faustformel eines grundsÃ¤tzlichen Vorrangs aller aus einer
ErwerbstÃ¤tigkeit abzuleitenden HinderungsgrÃ¼nde reduziert werden dÃ¼rfe und
das "vielschichtige SpannungsverhÃ¤ltnis zwischen tatsÃ¤chlichem Einsatz im
Haushalt und rechtlich gebotener Freistellung damit nicht als gelÃ¶st gelten
kÃ¶nne". Das erkenne auch die Literaturmeinung an, die beim bezahlten Urlaub
weitergehen wolle als die frÃ¼here Rechtsprechung. Sie halte den berufstÃ¤tigen
Hausgenossen bei Sonderurlaub und an den Wochenenden fÃ¼r verfÃ¼gbar und
schrÃ¤nke seine Freistellung auch wÃ¤hrend des Tarifurlaubs fÃ¼r den Fall ein,
dass ihm die Versorgung des Haushalts wegen Automatisierung oder
Ã¼berwiegender Abwesenheit der zu Betreuenden nicht voll in Anspruch nimmt.
Das BSG stellt dann in dem Urteil vom 7. November 2000 letztlich auf eine
"GesamtabwÃ¤gung der tatsÃ¤chlichen Situation" in dem von einer Erkrankung
(bzw. einer Abwesenheit aufgrund einer Reha-MaÃ�nahme) betroffenen Haushalt
ab. Dieser Entscheidung kann demnach eine Ã�nderung der bisherigen gefestigten
Rechtsprechung zu der Frage, ob "eine andere im Haushalt lebende Person den
Haushalt (nicht) weiterfÃ¼hren kann" nicht entnommen werden. Im Rahmen der
erforderlichen Gesamtschau gibt es zumindest im Falle tatsÃ¤chlich genommenen
bezahlten Urlaubs â�� abgesehen von den auch in der frÃ¼heren Rechtsprechung
betonten besonders gelagerten AusnahmefÃ¤llen â�� keinen Grund anzunehmen,
der im Haushalt der erkrankten/abwesenden Versicherten lebende Ehemann
kÃ¶nne den Haushalt nicht weiterfÃ¼hren, wie es das Gesetz voraussetzt.
UmstÃ¤nde, die einen besonders gelagerten Ausnahmefall begrÃ¼nden kÃ¶nnten,
sind, wie das Sozialgericht zu Recht angenommen hat, hier nicht ersichtlich. Sie
liegen insbesondere nicht in den â�� nach dem Urlaubsantritt freiwillig
Ã¼bernommenen â�� Hofpflasterarbeiten des Ehemannes der KlÃ¤gerin bei seiner
Mutter. Zudem ist nicht ersichtlich, aus welchen GrÃ¼nden der Ehemann der
KlÃ¤gerin die gemeinsame Tochter nicht dorthin hÃ¤tte mitnehmen und so seiner
gesetzlichen Verpflichtung zur Sorge fÃ¼r seine Tochter hÃ¤tte nachkommen
kÃ¶nnen. Auch der Umstand, dass der Ehemann der KlÃ¤gerin fÃ¼r den Fall der
Beendigung der Kurzarbeit seinen Urlaub hÃ¤tte abbrechen mÃ¼ssen, hinderte ihn
wÃ¤hrend der Zeit, in der weiterhin Kurzarbeit geleistet wurde (hier im Ergebnis der
gesamte streitige Zeitraum), nicht, der Betreuungspflicht gegenÃ¼ber seiner
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Tochter nachzukommen.

Im Hinblick auf den tatsÃ¤chlich in Anspruch genommenen tariflichen Urlaub des
Ehemannes der KlÃ¤gerin ab dem 15. MÃ¤rz 1999 unterscheidet sich der
Sachverhalt auch von demjenigen, der der von dem ProzessbevollmÃ¤chtigten der
KlÃ¤gerin zitierten Entscheidung des BSG vom 1. Juli 1997 â�� 2 RU 34/96 â��
zugrunde lag. Dort ist nÃ¤mlich lediglich â�� erneut â�� entschieden worden, dass
nicht auf die MÃ¶glichkeit der Verlobten des KlÃ¤gers abgestellt werden dÃ¼rfe,
bezahlten oder â�� wie geschehen â�� unbezahlten Urlaub zu nehmen, um den
Haushalt weiterfÃ¼hren zu kÃ¶nnen. Entgegen der Auffassung der KlÃ¤gerin kann
aus dem Urteil des BSG vom 1. Juli 1997 auch nicht die Aussage abgeleitet werden,
dass es fÃ¼r die Beurteilung der Voraussetzungen in Â§ 29 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 SGB
VI stets nur auf die UmstÃ¤nde zum Zeitpunkt des MaÃ�nahmebeginns ankomme.
Richtig ist, dass das BSG in der genannten Entscheidung dargelegt hat, es sei auf
die VerhÃ¤ltnisse bei Beginn der Reha-MaÃ�nahme abzustellen. Betrachtet man
den Kontext, in dem die genannte Feststellung des BSG steht, so wird allerdings
deutlich, dass es hier lediglich um die Abgrenzung zwischen dem
MaÃ�nahmebeginn und dem (frÃ¼heren) Unfallzeitpunkt (als nicht maÃ�geblich)
ging. Hieraus kann jedoch nicht gefolgert werden, dass eine nach
MaÃ�nahmebeginn eingetretene Ã�nderung der tatsÃ¤chlichen VerhÃ¤ltnisse (hier
der tariflich bezahlte Urlaub des Ehemannes der KlÃ¤gerin ab dem 15. MÃ¤rz 1999)
unberÃ¼cksichtigt bleiben muss. Entscheidend sind vielmehr, wie dargelegt, die
tatsÃ¤chlichen VerhÃ¤ltnisse wÃ¤hrend der MaÃ�nahme. Dies wird deutlich, wenn
man sich den Fall einer akuten Erkrankung des Ehemannes denkt, der den Haushalt
wÃ¤hrend der Abwesenheit seiner Ehefrau hÃ¤tte weiterfÃ¼hren sollen. Der
Vertreter der Beklagten hat im Termin zur mÃ¼ndlichen Verhandlung â�� aus der
Sicht des Senats zu Recht â�� erklÃ¤rt, dass in einem solchen Fall ein zuvor
abgelehnter Antrag auf Haushaltshilfe aufgrund der verÃ¤nderten UmstÃ¤nde
positiv beschieden werden wÃ¼rde. Ebenso verhÃ¤lt es sich jedoch in dem hier
vorliegenden umgekehrten Fall, in dem aus der Sicht vor MaÃ�nahmebeginn keine
Betreuungsperson im Haushalt zur VerfÃ¼gung stand, wÃ¤hrend der MaÃ�nahme
nunmehr aber der Ehemann unerwartet Urlaub genommen hat. WÃ¤re in einem
solchen Fall bereits eine Bewilligung von Haushaltshilfe erfolgt, so kÃ¶nnte sie
gemÃ¤Ã� Â§ 48 Abs. 1 Satz 1 SGB X wegen einer wesentlichen Ã�nderung der
VerhÃ¤ltnisse aufgehoben werden.

Allerdings liegt es angesichts der dargelegten, die Unzumutbarkeit finanzieller
EinbuÃ�en durch die Sicherstellung der WeiterfÃ¼hrung des Haushaltes
unterstellenden Rechtsprechung und bei der erforderlichen WÃ¼rdigung der
GesamtumstÃ¤nde nahe, erst nach MaÃ�nahmebeginn eingetretene UmstÃ¤nde,
die die WeiterfÃ¼hrung des Haushaltes durch den Ehemann ermÃ¶glichen, dann
unberÃ¼cksichtigt zu lassen, wenn vor MaÃ�nahmebeginn rechtliche Bindungen
eingegangen worden sind, die zum Zeitpunkt der Ã�nderung der VerhÃ¤ltnisse
nicht mehr ohne finanziellen Schaden rÃ¼ckgÃ¤ngig gemacht werden kÃ¶nnen.
Dies wird insbesondere dann anzunehmen sein, wenn die mit der Betreuung des
Kindes beauftragte Person ihrerseits nicht mehr rÃ¼ckgÃ¤ngig zu machende
Dispositionen getroffen hat, sodass die Kosten fÃ¼r die Betreuungsperson
unabhÃ¤ngig von der nunmehr gegebenen tatsÃ¤chlichen MÃ¶glichkeit der
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Betreuung des Kindes durch den Ehegatten anfallen. Dies kann man aber nur dann
annehmen, wenn ein entsprechender Schaden auf Seiten der Betreuungsperson
konkret belegt ist, etwa weil diese gesicherte anderweitige VerdienstmÃ¶glichkeiten
fÃ¼r den streitigen Zeitraum unumkehrbar ausgeschlagen hat. Derartiges ist hier
jedoch nicht vorgetragen worden und auch ansonsten aus dem Akteninhalt nicht
erkennbar.

Die Berufung ist nach alledem unbegrÃ¼ndet.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 Abs. 1 und 4 SGG.

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision (Â§ 160 Abs. 2 Nr. 1 oder 2 SGG) liegen
nicht vor.

Erstellt am: 10.11.2003

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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